
„Übertragung“ einer Führungsaufsicht 
ins Ausland
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EU-Rahmenbeschluss 2008/957/JI 

„über die Anwendung des Grundsatzes der gegenseitigen Anerkennung auf 

Urteile und Bewährungsentscheidungen im Hinblick auf die Überwachung 

von Bewährungsmaßnahmen und alternativen Sanktionen.“



Gesetzliche Umsetzung in Deutschland
• Grundsätze der Umsetzung des Rb Bewährungsüberwachung in §§90 a ff 

des Gesetzes über die internationale Rechtshilfe in Strafsachen (IRG); 
Vorrang vor völkerrechtlichen Vereinbarungen
• Zulässigkeitsvoraussetzungen/hindernisse (§§90 b-d IRG)

• Bewilligungsvoraussetzungen/hindernissen (§90 e IRG)

• Richtlinien für den Verkehr mit dem Ausland in strafrechtlichen 
Angelegenheiten (RiVASt), 166j-166v
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Kriterien:
• rechtmäßiger gewöhnlicher Aufenthalt (Wohnsitz, Lebensmittelpunkt)

• im Einklang mit innerstaatlichen Rechtsvorschriften und Verfahren, 
Straftaten

• Auflagen: Verhalten, Wohnort, Ausbildung und Schule, Freizeitgestaltung, 
Kontakthäufigkeit sowie Beschränkungen oder Modalitäten der Ausübung 
einer beruflichen Tätigkeit

• Frist der Entscheidung: 60 Tage!

• Dauer der Bewährungsmaßnahmen: mehr als 6 Monate

• Antragsstellung in Amtssprache!

ABER:

• Anpassung der Art und Dauer der Bewährungsmaßnahme oder alternativer 
Sanktionen möglich!
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Umsetzung in Deutschland: Idealtypisch!
Eingehende Ersuchen: 

Ausgehende Ersuchen: 
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Ersuchen eines 
Mitgliedsstaates

Antrag der 
verurteilten Person 

Staatsanwaltschaft 
(Landgerichten)

Von Amts wegen

Antrag der 
verurteilten Person 

Staatsanwaltschaft 
(Landgerichten)

Einverständnis der 
verurteilten Person;
Übersendung der 
Bescheinigungen

Ja

Zusendung der 
Begründung an 
verurteilte Person;
Beantragung gerichtl. 
Entscheidung

Nein



Weitere Informationen:
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www.dbh-online.de


